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THEMA: BUNDESTAGSWAHL 2021

Wahlprogramme in 
freiberuflicher Leseart
Die	Programme	der	Parteien	zur	Wahl	zum	Deutschen	Bundestag	2021	sind	auf	dem	Markt.	Das	BFB-Team	hat	diejenigen	
der	aktuell	im	Deutschen	Bundestag	vertretenen	Parteien	durchgearbeitet.	Sie	unterscheiden	sich	in	Umfang	und	Detail-
liertheit	und	werden	folgend	auszugweise	präsentiert,	arrangiert	entlang	der	Sitzstärke	im	19.	Deutschen	Bundestag.

Freie	Berufe Freie Berufe werden genannt: Eingangs 
des Wirtschaftskapitels: Auch den Freien 
Berufen gilt es, den Weg freizumachen 
und ihrem Können und ihren Ideen zu 
vertrauen • Bei der „Wohnraumoffensive“ 
wird auf gute Bedingungen und Wert-
schätzung auch für die Freien und pla-
nenden Berufe gesetzt

Freie Berufe werden genannt: Sie sollen 
in die gesetzliche Rentenversicherung 
einbezogen werden

Freie Berufe werden nicht explizit genannt

Berufsrechte,		
Regulierung	&	
Selbstverwaltung

Bewährte Selbstverwaltung für umfas-
sende Versorgung und Erhalt des Ge-
sundheitssystems • Moderne Justiz- und 
Rechtspolitik u. a. durch Ausbau digitaler 
Zugangsmöglichkeiten • Verbraucher-
recht vereinfachen • Statusfeststellungs-
verfahren für Selbstständige bei Bedarf 
anpassen

Sonderfonds für Demokratie und Rechts-
staatlichkeit • Feste Honorare für Künst-
ler • Auch Verbände bei Entwicklung, 
Umsetzung und Evaluation von Projekten 
einbinden • Plattformkonzerne gemein-
sam mit EU-Staaten regulieren • Arbeit-
nehmerstatus einfacher klären

Befristung von Regulierungen überprüfen 
und ggf. abbauen • Selbstverwaltung der 
Justiz
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Freie Berufe werden genannt: Als Sektor, 
bei dem die berufliche Bildung zur Fach-
kräftesicherung beiträgt • Gefordert wird 
Fairness für Selbstständige, auch für 
Freie Berufe • Der Freie Beruf wird als 
Fundament einer liberalen Gesundheits-
versorgung ausgemacht

Freie Berufe werden genannt: Sie sollen 
in die gesetzliche Rentenversicherung, ein 
„Arbeitslosengeld Plus“ und eine „Ge-
mein de wirtschaftssteuer“ einbezogen 
werden • Auftraggeber sollen auch für solo- 
selbstständige Freiberufler Sozialversiche-
rungsbeiträge zahlen, dazu bundesweit 
branchen spezifische Mindest honorar-
regelungen schaffen • Mehr Kinderkran-
kentage auch für Freiberufler • Während 
der Corona-Pandemie auch für Freiberuf-
ler Zugang zu monatlicher Pauschale in 
Höhe von mindestens 1.200 Euro

Freie Berufe werden genannt: Beim neuen 
sozialen Sicherheitsversprechen, da auch 
Freiberufler, die ohnehin schon größere 
Risiken eingehen, ohne Verdienst in Exis-
tenzangst oder -not stürzen • Vielfältige 
Lebensbahnen und die dazu passenden 
Bildungsverläufe unterstützen – auch die 
freiberuflichen

Gerichtsverfahren modernisieren und be-
schleunigen • Rechtsrahmen für „Legal 
Tech“ erweitern und anwaltliches Berufs-
recht modernisieren, Verbot von Erfolgs-
honoraren abschaffen und Fremdbesitz-
verbot lockern • Statusfeststellung für 
Selbstständige reformieren

Prozesskosten- und Beratungshilfe aus-
bauen, dazu Eigenanteilzahlung zur Be-
ratungshilfe abschaffen • Bundesweite 
branchenspezifische Mindesthonorar-
regelungen für Solo-Selbstständige • 
Recht auf Erwerbsarbeit mit einklag-
barem individuellen Rechtsanspruch • 
Sammelklagen stärken • „Starkes“ Ver-
braucherinformationsgesetz mit An-
spruch auf kurze, klare und vergleichbare 
Informationen • Strengerer Transparenz-
standard für Online-Marktplätze und  
Online-Plattformen • Haftung von Wirt-
schaftsprüfern verschärfen

Branchenspezifische verbindliche Hono-
raruntergrenzen, auch für Solo-Selbst-
ständige in der Plattformarbeit, die auch 
für allgemeinverbindlich erklärt werden 
können• Haftpflicht für Gesundheits-
berufe re formieren • Zugang zum Recht 
durch schnelle Online-Verfahren für ein-
fache Rechtssachen erleichtern • Mo-
del le der gerichtlichen Selbstverwaltung 
erproben • Scheinselbstständigkeit ver-
hindern
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KI	&		
Digitalisierung

Bundesministerium für digitale Innova-
tionen und Transformation • Umfassen - 
de Digitalisierung der Verwaltung zum 
Nutzen der Bürger • Verbraucherrechte 
mittels Digitalisierung stärken • Flächen-
deckend leistungsfähige Dateninfrastruk-
tur und Open-Data-Lösungen schaffen • 
Ressortübergreifende eHealth-Roadmap 
„Digitale Gesundheit 2030“ schaffen • 
Ehrenamtliche Digitalbotschafter instal-
lieren, um digitale Teilhabe aller Bevölke-
rungsgruppen zu fördern • Plattformen 
als zentralen Aspekt der Digitalisierung 
der Wirtschaft fördern • „Digital-TÜV“ 
allen Gesetzesvorlagen vorlagern, koordi-
niert durch das neue Digitalministerium • 
Wertesystem für KI, das Chancen von KI 
für die Gesundheitsversorgung nutzt und 
zugleich Risiken minimiert • „KI-Lotsen“, 
die Unternehmen vor Ort bei der Entwick-
lung ihrer KI-Potenziale unterstützen

Digitale Verwaltungsleistungen ausbauen 
• Digitale Souveränität der Bürger för-
dern • Open-Source-basierte Entwick-
lungen und eine europäische Cloud-Infra-
struktur fördern • Datengesetz schaffen, 
das Daten für gemeinwohlorientierte In-
novationen nutzbar macht, staatlich er-
hobene Daten im Sinne von Open Data 
zur Verfügung stellen • Potenziale der 
Digitalisierung für die Verbesserung von 
Diagnosen und für die flächendeckende 
gesundheitliche Versorgung entschlosse-
ner nutzen • Zielsetzungen von algorith-
mischen Entscheidungen überprüfbar 
definieren, dies durch stringente Regulie-
rung und Aufsicht gewährleisten • Her-
steller digitaler Produkte und Software- 
Anwendungen verpflichten, Security by 
Design und by Default zu gewährleisten

Digitale Verwaltungsprozesse „verschlan-
ken“ und vereinheitlichen • Netz werk-
durch setzungsgesetz abschaffen • 
Upload-Filter verhindern 

Datenschutz Europäische Digital- und Datenunion mit 
einem modernen Wettbewerbsrecht auf 
Basis der Sozialen Marktwirtschaft, „hoch-
klassiger“ digitaler Infrastruktur, europäi-
scher Speicher- und Rechenkapazitäten 
und eines einheitlichen Datenschutz-
rechtschutzrechts • Datensicherheit 
stärken, Datenschutz weiterentwickeln, 
ohne Innovationen zu hemmen und Ver-
fahren bürokratisch zu verlangsamen • 
Mehr Datentransparenz und „souverä-
ner“ Umgang mit persönlichen Daten • 
Bürgerliches Vertragsrecht, insbeson-
dere des elektronischen Rechtsverkehrs, 
modernisieren • Rechtsunklarheiten 
beseitigen, Behördenstrukturen straffen, 
Datenschutzaufsicht harmonisieren • 
Videoschutz an öffentlichen Gefahren-
orten ausbauen

Durchsetzung der DSGVO verbessern • 
Datenschutzaufsichtsbehörden stärken 
• „Beschäftigtendatenschutzgesetz“  
ein führen • Um Datensouveränität der 
Bürger zu gewährleisten, Interoperabilität 
zwischen Plattformen, sozialen Netz-
werken und digitalen Diensten gesetzlich 
vorschreiben

DSGVO abschaffen, ersetzen durch ein 
neues, „schlankes“ Datenschutzgesetz 
zur Wahrung informationeller Selbst-
bestimmung • Datenschutzbehörden 
stärken
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Bundesministerium für digitale Transfor-
mation • „Echte“ virtuelle Verwaltungen, 
Once-Only-Prinzip • Möglichkeiten der 
Digitalisierung in allen Bereichen der Pla-
nung nutzen • Digitale Infrastruktur, 
Open-Source-Standards und robotische 
Assistenzsysteme im Gesundheitssektor 
fördern • „Gigabit-Gutscheine“ • KI-Road-
map

Arbeitnehmervertretung bei der Einfüh-
rung von Digitaltechnologien und digitalen 
Arbeitsprozessen stärken • Arbeits- und 
Mitbestimmungsrechte sowie Sozial-
versicherungsschutz der Plattformarbeit-
nehmer stärken • Öffentliche Daten allen 
zugänglich machen, „Transparenzgesetz“ 
schaffen • Zugriffsrecht für Wettbewer-
ber auf Daten von Plattformen, die auf 
Datenmonopolen basieren • Einsatz von 
Upload-Filtern und Netzsperren wird ab-
gelehnt, Löschung nur noch aufgrund 
richterlichen Beschlusses • Haftung der 
Hersteller für IT-Sicherheit ausweiten, 
Security by Design und by Default per 
Verordnung vorschreiben • Einsatz von 
KI gesetzlich regulieren • Ethische Richt-
linien für die Schaffung von Algorithmen

Nachhaltige Digitalisierung • Verwaltung 
modernisieren, Verwaltungsverfahren di-
gital denken, persönlichen Kontakt mit 
den Bürgern durch mobile Angebote er-
gänzen • Gesetzliche IT-Sicherheitsstan-
dards sollen beschleunigte Digitalisie-
rung begleiten • Öffentliche Daten allen 
zugänglich machen, „Transparenzgesetz“ 
schaffen • Gemeinsame europäische 
Cloud-Infrastruktur verwirklichen • Open- 
Source-Entwicklungen zur Grundlage der 
Vergabe öffentlicher Gelder machen • 
Klare Verantwortlichkeiten auch in der 
digitalen Welt durchsetzen und Hersteller-
haftung sicherstellen • Neue Technolo-
gien wie KI zum Wohle der Gesellschaft 
fördern • Algorithmische Entscheidungs-
systeme transparent und diskriminierungs-
frei gestalten 

Mehr Selbstbestimmung und Transparenz 
• Informationelle Selbstbestimmung 
durch technische Gestaltung (Privacy by 
Design and Default) oder Assistenz-Sys-
teme (Personal Information Management 
Systems – PIMS) erleichtern, im AGB-
Recht stärken • Datenschutzrecht weiter-
entwickeln, Datenportabilität erleichtern 
• Recht auf Verschlüsselung elektroni-
scher Kommunikation • Keine „Total über-
wachung“ mittels Online-Durchsuchung 
und Quellen-TKÜ • Quick Freeze statt Vor-
ratsdatenspeicherung • Überwachungs-
gesamtrechnung bei Gesetzgebungsver-
fahren im Sicherheitsrecht • Recht auf 
Anonymität im öffentlichen Raum

Weltweite verbindliche Datenschutzregeln 
für Robotik, Datenflüsse und KI sowie 
Transparenz für Algorithmen • DSGVO 
festigen und erweitern • Datenschutz-
behörden stärken • „Beschäftigtendaten-
schutzgesetz“, das die Verwertung der im 
Arbeitsprozess digital anfallenden per-
sonenbezogenen Daten sowie die Über-
wachung von Beschäftigten verbietet • 
Mit „Plattformstrukturgesetz“ Datenschutz 
sicherstellen sowie Interoperabilität und 
Portabilität der Nutzerdaten garantieren 
• Entwicklung und Betrieb von Open- 
Source-Betriebssystemen und Anwen-
dungen staatlich fördern, um Nachvoll-
ziehbarkeit, Kontrolle und Verbesserung 
der Systeme zu ermöglichen • Frühzei-
tige Medien- und Datenschutzkompetenz 
von Kindern und Jugendlichen fördern • 
Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung sichern: gegen Vorratsdatenspei-
cherung, Bestandsdatenauskunft und 
Online-Durchsuchungen („Staatstrojaner“), 
nicht individualisierte Funkzellenabfrage, 
„allgegenwärtige“ Videoüberwachung, 
Späh- und Lauschangriffe und Raster-
fahndung

Gerade im industriellen Bereich Ansätze 
schaffen, um eine gemeinsame, freiwil-
lige Nutzung sowohl von nicht personen-
bezogenen als auch von personenbe-
zogenen, aber anonymisierten Daten zu 
verbessern und rechtssicher zu gestalten 
• Nationale Forschungsdateninfrastruk-
tur stärken • Transparenz-Gesetz für Open 
Data • V. a. KMU durch dezentrales und 
unabhängiges IT-Beratungsnetzwerk un-
terstützen 



14 der	freieberuf	3|2021

THEMA: BUNDESTAGSWAHL 2021

Europa Subsidiarität achten • Binnenmarkt stär-
ken und vertiefen • Initiativrecht für das 
EP • Europäisches Wahlrecht mit Sperr-
klausel einführen • Spitzenkandidaten-
prinzip stärken • Bessere Rechtsetzung 
stärken und Abbau von Bürokratiekosten 
vorantreiben • A1-Bescheinigungen prak-
tikabel handhaben

Initiativrecht für das EP • Europäisches 
Wahlrecht einführen

Austritt Deutschlands aus der EU und 
Gründung einer neuen europäischen 
Wirtschafts- und Interessengemeinschaft

Gleichwertige		
Lebensverhältnisse

Stadt und Land bei digitaler Infrastruktur 
gleichbehandeln • Dörfer und Städte in 
be nachteiligten Regionen stärken • Neue 
Konzepte der Mobilität, Nahversorgung 
und Arbeit • Flächendeckend „Heimat-
agenturen“ einrichten, die um junge Men-
schen und Familien für die ländlichen 
Räume werben und der örtlichen Wirt-
schaft bei der Suche nach Fachkräften 
helfen • „Gute“ medizinische Versorgung 
auf dem Land sichern

Soziale Dienstleistungen sollen nicht ab-
hängig von der finanziellen Leistungs-
fähigkeit der Kommune sein • Ziele sind 
u. a., die Sichtbarkeit der Ostdeutschen 
zu erhöhen und Kinder sowie Jugendliche 
aus wirtschaftlich benachteiligten Fa-
milien nicht alleinzulassen • EU über die 
europäische Säule sozialer Rechte auch 
im Fokus

Stadt und Land auch in puncto soziale 
und technische Infrastrukturen gleich-
rangig entwickeln, dazu Finanzvolumen 
und Handlungsspielräume der Gemein-
den deutlich vergrößern • Medizinische 
Versorgung auf dem Land sichern • Stu-
dien- und Ausbildungsbewerber bevor-
zugen, die sich auf den Einsatz in unter-
versorgten Gebieten festlegen
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Verfassungskonvent einberufen mit dem 
Ziel, einen föderal und dezentral verfass-
ten Europäischen Bundesstaat zu schaf-
fen • Europäische Volksabstimmung über 
eine europäische Verfassung • Europäi-
sches Wahlrecht mit staatenübergreifen-
den Listen einführen • Initiativrecht für 
das EP • Kommissionspräsident wird der 
Spitzenkandidat, der im EP eine Mehrheit 
erhält • Wahlalter für die Wahlen zum EP 
auf 16 Jahre absenken • Digitaler Bin-
nenmarkt für Europa • Bürokratieabbau 
vorantreiben („One in, two out“-Ansatz)

Subsidiarität achten • Initiativrecht für 
das EP • EU-Abgeordnete sollen Kom-
missionspräsidenten und Kommissare 
wählen und abwählen können • EU- 
Transparenzregister verschärfen • Mehr 
Transparenz bei Einflussnahme auf Ge-
setzgebung durch Interessenvertreter 
(„legislativer Fußabdruck“)

EU zu einer föderalen europäischen Re-
publik mit einer europäischen Verfassung 
weiterentwickeln • Hohe Standards im 
EU-Binnenmarkt erhalten und ausbauen 
• Initiativrecht für das EP • Nur noch 
Mehrheitsentscheidungen im Rat der EU 
• EP soll die Kommission auf Vorschlag 
des Kommissionspräsidenten wählen so-
wie durch ein konstruktives Misstrauens-
votum entlassen können • Kommissions-
präsident wird der Spitzenkandidat, der 
im EP eine Mehrheit erhält • Teil der 
EU-Abgeordneten soll zukünftig über 
staatenübergreifende Listen gewählt wer-
den • Wahlalter für die Wahlen zum EP auf 
16 Jahre absenken • Unionsbürgerschaft 
zu einer europäischen Staats bürgerschaft 
fortentwickeln • „Legisla tiven Fußabdruck“ 
einführen • Da seinsvorsorge vor Libera-
lisierungsdruck schützen

Insbesondere für KMU Perspektiven in 
ländlichen Regionen schaffen mit einer 
flächendeckend zukunftstauglichen digi-
talen Infrastruktur, leistungsfähigen Ver-
kehrswegen und einem „starken“ dualen 
Bildungssystem • Gesundheitsversorgung 
künftig umfassend, regional und patien-
tenzentriert denken

„Mobilitätsgarantie“ für den ländlichen 
Raum • Einheitliche Tarifgebiete • Gleiche 
Löhne • Rentenwert Ost auf West niveau 
anheben • Verbindliches Anhörungs- und 
Mitwirkungsrecht der Kommunen auf 
Bundesebene • Vorrang bei Investitions-
mitteln für strukturschwache Regionen 
und sozial abgehängte Kommunen und 
Stadtteile • Zugang zu schnellem Inter-
net • „Gute“ wohnortnahe Gesundheits-
versorgung

Mit den Ländern „Mobilitätsgarantie“ mit 
gesetzlich definierten Standards für Er-
reichbarkeit und Erschließung einführen 
• Zugang zu Ärzten, schnellem Internet, 
öffentlicher Daseinsvorsorge • „Gute“ 
Infrastruktur und Zugang zu öffentlichen 
Gütern in den Kommunen, dazu neue Ge-
meinschaftsaufgabe „Regionale Daseins-
vorsorge“ im Grundgesetz verankern • 
Mit Regionalbudgets Dörfer und Städte 
selbstbestimmt entwickeln und gestalten 
• Für zentrale Versorgungsbereiche wie 
Gesundheit, Mobilität und Breitband nö-
tige Mindeststandards formulieren
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Bildung Angebote zur sprachlichen Bildung für alle 
Kinder fördern, bei besonderem Sprach-
förderbedarf verpflichtende durchgehen de 
Sprachförderung • Bund-Länder-Initiative 
„Schule macht stark“ stärken • Digitale 
Bildung stärken • „Qualitätsoffensive Leh-
rerbildung“ weiterentwickeln • Gleichwer-
tigkeit von beruflicher und akademischer 
Bildung garantieren • Duale Studien-
gänge v. a. in Ingenieurwissenschaften, 
Informatik, Betriebswirtschaftslehre so-
wie Sozial- und Gesundheitswissenschaf-
ten ausbauen • BAföG flexibilisieren, 
BAföG auch nach dem 35. Lebensjahr 
nach eltern unabhängiger Einkommens- 
und Ver mögensprüfung • „Aufstiegs- 
BAföG“ fort entwickeln • Nationale Bil-
dungsplattform aufbauen • Weiterbildung 
fördern, Bundesprogramm „Bildungs-
prämie“ ausbauen, vorausschauende 
Forschung zur Kompetenzentwicklung 
fördern 

Digitales Endgerät und Zugang zum In-
ternet für jeden Schüler, einfache, un-
bürokratische Umsetzung der digitalen 
Grundausstattung für alle Schulen • Aus-
bildungsgarantie, Finanzierung durch 
Umlagen bzw. Fonds, beispielsweise 
branchenbezogen dort, wo unter Bedarf 
ausgebildet wird • Lernort Berufsschule 
durch „Pakt für berufsbildende Schulen“ 
von Bund, Ländern und Schulträgern mit 
den Sozialpartnern stärken • Vollschu-
lische Ausbildungen der Berufe der  
Gesundheit, Pflege und Erziehung dual 
ausrichten, kostenfrei machen, Auszu-
bildende er halten Vergütung • Duale 
akademische Ausbildungswege stärken 
• Gebührenfreiheit bei Aufstiegsfort-
bildung beibe halten • Förderansprüche 
beim BAföG ausweiten, perspektivisch 
BAföG und „Aufstiegs-BAföG“ zusammen-
führen, Altersgrenzen aufheben, „Neu-
start-BAföG“ auflegen • Recht auf Wei-
terbildung und beruflichen Neustart in 
allen Lebens phasen schaffen, auch durch 
Bildungszeit und Bildungsteilzeit • 
„Transformations-Kurzarbeitergeld“ ein-
führen

Mehrgliedriges Schulsystem erhalten • 
Wert beruflicher Bildung stärker hervor-
heben • Von Modularisierung abkehren, 
Diplom- und Magisterstudiengänge wie-
der einführen • Höhere Grundfinanzierung 
der Hochschulen

Integration	 Spracherwerb beschleunigen, mehr digi-
tale, flexible und zielgruppenspezifische 
Angebote, gezielte Informations- und 
Sprachförderungsmaßnahmen, flächen-
deckende Sprachstanderhebung und 
verbindliche Sprachförderung bei Kin-
dern • Kommunale Integrationsfach-
kräfte fördern • Digitale Angebote und 
niedrigschwellige Beratungsangebote für 
Frauen sowie Mütter • Kenntnisse über 
Gründungsschritte, Kreditzugang und  
Zulassungsvoraussetzungen vermitteln

Anspruch auf Integrations- und Beteili-
gungsangebote gewährleisten • Integra-
tions- und Sprachkurse stärken 

Bei Einwanderungspolitik Bildungsstands 
als wesentliches Entscheidungskriterium 
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1 % der Mehrwertsteuereinnahmen zu-
sätzlich in Bildung investieren • Bildungs-
föderalismus reformieren, Grundgesetz-
änderung • Frühkindliche Bildung stärken 
• Sprache früh fördern • MINT-Bildung 
früh zeitig stärken • Bundesweit Schul-
fächer Wirtschaft und Informatik einfüh-
ren • „DigitalPakt 2.0“ • Autonomie der 
Schulen stärken • Schulen und Kitas durch 
Finanzierung auf drei Säulen: (1) Sockel-
beitrag, (2) Bildungsgutscheine, (3) „German 
Dream“-Zuschuss für Kinder und Jugend-
liche mit mehr Förderbedarf • Bundesweite 
Abschlussprüfungen für Mittlere Reife und 
Abitur • Lehreraus bildung bundesweit zu 
dualem Lehramtsstudium weiterentwickeln, 
mit Theorie- und Praxisphasen • Bundes-
weite Mindeststandards für Lehreraus-
bildung • Berufsorientierung mit Azubi- 
Botschaftern, flächendeckende „Jugend-
berufsagenturen“ • „Zukunfts ga ran tie“ für 
junge Menschen ohne Ausbildungsplatz 
u. a. durch reformierte Einstiegsqualifizie-
rung • Mehr Durchlässigkeit durch Teil-
qualifizierungen, flexibilisierte Ausbildungs-
dauer, digitale Ausbildungsangebote, 
Teilzeit ausbildungen • Exzellenz initiative 
berufliche Bildung durch bundesweiten 
Exzellenzwettbewerb • Talenten der be-
ruf lichen Bildung gleichwertigen Zugang 
zu den Begabtenförderungswerken und 
zum Deutschland stipendium ermöglichen 
• Auslandserfahrung für 20 % aller Aus-
zubildenden bis 2030, „Erasmus+“ und 
„Ausbildung Weltweit“ ausbauen • Eras-
mus für Lehrkräfte • „Midlife-BAföG“ von 
bis zu 1.000 Euro im Jahr, steuer- und 
abgabenfreies Ansparen für Weiterbil-
dungsangebote und Bildungsauszeiten im 
persönlichen „Freiraumkonto“ • Eltern-
unabhängiges „Baukasten-BAföG“ • 
Qualitätsoffensive für die Hochschullehre 
• Akademische Weiterbildung stärken

Kooperationsverbot zwischen Bund und 
Ländern aufheben • Bildung als Gemein-
schaftsaufgabe im Grundgesetz verankern, 
„Bildungsrahmengesetz“ des Bundes für 
alle Bildungsbereiche • Rechtsanspruch 
auf Ganztagsplatz in Kita, Ganztagsbe-
treuung im Grundschulalter • Laptop, 
Drucker und über kostenfreien „Bildungs-
tarif“ Internetzugang für jedes Kind • Bun-
desprogramm zur Finanzierung der Aus- 
und Weiterbildung von zusätzlichen Lehr- 
kräften, die Deutsch als Zweitsprache 
unterrichten, zusätzliche Sprach- und  
Alphabetisierungskurse auch für geflüch-
tete Erwachsene • Recht auf eine ge-
bührenfreie und vollqualifizierende Aus-
bildung • Mindestausbildungsvergütung 
i. H. v. 80 % der durchschnittlichen tarif-
lichen Ausbildungsvergütungen • Umlage-
finanzierung für Ausbildungsplätze durch 
alle Betriebe • Unbefristete Übernahme 
nach Ausbildungsende • „Berufsbildungs-
pakt“ für berufliche Schulen • Nicht du-
ale Ausbildung wie Sozial-, Gesundheits- 
und Erziehungsberufe besser finanzieren, 
Schulgeld abschaffen, Ausbildungsgeld 
zahlen • Mindestvergütung für dual Stu-
dierende, Zugang zum dualen Studium 
ohne Abitur ermöglichen • Studiengebüh-
ren abschaffen • Rückzahlungsfreies, 
elternunabhängiges und bedarfsgerech-
tes BAföG, Altersgrenzen abschaffen • 
„Hochschulzulassungsgesetz“ statt Zu-
gangs- und Zulassungsbeschränkungen 
• Zulassungsfreier Zugang zum Master 
für Bachelor-Absolventen • Promotions-
recht für Fachhochschulen • Recht auf 
Weiterbildung gesetzlich absichern, Wei-
terbildungsgeld i. H. v. 90 % des letzten 
Nettoentgelts einführen

Investitionen für Kitas und Primärbereich 
erhöhen • Individuellen Rechtsanspruch 
für jedes Grundschulkind auf Ganztags-
bildung und -betreuung mit Qualitäts-
standards • MINT-Themen an Schulen 
fördern • Zeitgemäße, datenschutz-
freundliche digitale Ausstattung an den 
Schulen, kontinuierliche Fort- und Weiter-
bildungsangebote für das pädagogische 
Fachpersonal, digitale Ausbildung der 
Lehrer verbessern, „DigitalPakt“ weiter-
entwickeln • Ausbildungsgarantie, Um-
lagefinanzierung für ausbildungswillige 
Unternehmen • Inklusive „Assistierte 
Ausbildung“ und „Ausbildungsbegleiten de 
Hilfen“ ausbauen • Einzelne Ausbildungs-
bausteine zertifizieren • Flächendeckend 
„Jugendberufsagenturen“ ausbauen • Min-
destausbildungsvergütung i. H. v. 80 % 
der durchschnittlichen tariflichen Ausbil-
dungsvergütungen • Mehr Auslandsauf-
enthalte für Auszubildende und Studie-
rende ermöglichen • Nothilfe über das 
BAföG, BAföG zu Grundsicherung für alle 
Studierenden und Auszubildenden um-
bauen und perspektivisch elternunab hän-
gig gestalten • „Weiterbildungs-BAföG“ 
einführen • Keine Studien- oder Verwal-
tungsgebühren an staatlichen Hochschu-
len • Individueller Rechtsanspruch auf 
Weiterbildung und Qualifizierung, Frei-
stellungsanspruch mit Rückkehrrecht auf 
den vorherigen Stundenumfang für ab-
hängig Beschäftigte nach der Zeit der 
beruflichen Qualifizierung und Weiterbil-
dung, „Bildungsagenturen“ für verbes-
serte und gebündelte Beratung

Sprach- und Integrationskurse vom ersten 
Tag an flächendeckend und kostenlos • 
„Integrationspaten“ nach kanadischem 
Vorbild sowie zusätzliche Integrations-
maßnahmen, gerichtet u. a. an Frauen, 
Kinder und Senioren • Vorrangprüfung 
abschaffen • Niederlassungserlaubnis 
nach drei Jahren

Bundesministerium für Migration und 
Partizipation • Aufnahme eines Studiums 
vereinfachen 

Kostenfreier Zugang zu passgenauen, 
erreichbaren und bundesfinanzierten 
Sprach- und Integrationskursen, beson-
ders für Frauen • Für anerkannte Flücht-
linge Hürden für die Freizügigkeit inner-
halb der EU absenken • Ausbildungs- und 
Beschäftigungsduldung in Aufenthalts-
recht umwandeln für verlässlichen Zu-
gang zu Ausbildung und Arbeitsmarkt  
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Soziale	Sicherung	 Sozialen Schutz von Selbstständigen ver-
bessern, Altersvorsorgepflicht für alle 
Selbstständigen, die nicht bereits ander-
weitig abgesichert sind (Übergangsrege-
lungen für Gründer), Erhalt der berufs-
ständischen Versorgungswerke • Ge - 
nerationenrente für eine Altersvorsorge 
von Geburt an • „Neustart“ bei privater 
Vorsorge, diese und betriebliche Alters-
vorsorge stärken • Sozialpartnermodell 
bei betrieblicher Altersvorsorge evaluie-
ren, mögliche Hindernisse bei weiterer 
Verbreitung abbauen, grundsätzliche 
Verpflichtung einer betrieblichen Alters-
vorsorge für Geringverdiener, staatliche 
Zuschüsse für Finanzierung („Betrieb-
liche Altersvorsorge für alle“) • Standard-
vor sorgeprodukt für private Altersvor-
sorge für alle Arbeitnehmer mit Opt-out 
• Sozialbeirat zum „Alterssicherungsbei-
rat“ für die drei Säulen der Altersvorsorge 
weiterentwickeln, der Empfehlungen für 
die Festlegung der verbindlichen und 
perspek tivischen Haltelinien bei Renten-
niveau und Beitragssatz abgibt • Entgelt-
transpa renzgesetz (weiter-)evaluieren • 
Künstlersozialversicherung stärken

Grundsätzliche Altersvorsorgepflicht ein-
führen • Schrittweise Gesamtheit der 
Erwerbstätigen, also auch Freie Berufe, 
Selbstständige, Beamte und Mandatsträ-
ger, in gesetzliche Rentenversicherung 
einbeziehen und „Sondersysteme“ über-
winden • Bei privater Altersvorsorge 
standardisiertes Angebot durch öffent-
liche Institution (nach schwedischem 
Vorbild) • Bei „klassischen“ privaten Al-
tersvorsorgeangeboten bürokratische 
Hemmnisse abbauen und Kosten senken 
• Absicherung von Solo-Selbstständigen 
in der Künstlersozialversicherung, Renten-, 
Kranken- und Arbeitslosenversicherung 
verbessern, „Sicherungsgeld“ • Einkom-
mensabhängige Krankenversicherungs-
beiträge für Selbstständige • (Europäi-
sche) Mindeststandards bei nationalen 
Grundsicherungssystemen • Entgelt-
gleichheitsgesetz weiterentwickeln

Kapitalgedeckte Alterssicherungssys-
teme wie Betriebsrenten, private Lebens-
versicherungen und private Sparvermö-
gen erhalten • Soziale Pflegeversicherung 
und gesetzliche Krankenversicherung 
zusammenlegen

Arbeitsmarkt-
politik	&		
Fachkräfte-
sicherung	

Arbeitszeitgesetz reformieren, wöchent-
liche statt tägliche Höchstarbeitszeit • 
Pilotprojekt zu „Fachkräfteeinwanderungs- 
Attachés“ an ausgewählten deutschen 
Botschaften in Drittstaaten • Anerkennung 
von Abschlüssen und Zertifizierung von 
Qualifikationen verbessern, Verfahren 
digitalisieren • Fachkräftesicherung durch 
berufliche Ausbildung, zunehmende Be-
schäftigung von Frauen, Älteren und 
Menschen mit Behinderung auf dem ers-
ten Arbeitsmarkt, die Qualifizierung von 
Langzeitarbeitslosen sowie gesteuerten 
Zuzug • Gezielte und gesteuerte Zu-
wanderung in den Arbeitsmarkt entlang 
Fachkräftebedarf, Qualifikation, Alter, 
Sprachkenntnissen, Nachweis über Ar-
beitsplatzangebot und Sicherung des 
Lebensunterhalts

Zugang zum Arbeitslosengeld erleichtern 
• Arbeitslosenversicherung zu „solida-
rischer Arbeitsversicherung“ weiterent-
wickeln • Grundsicherung zu „Bürger-
geld“ umbauen • Sozialen Arbeitsmarkt 
ausbauen • Einheitliche Ansprechstelle 
für Arbeitgeber kleiner und mittlerer Un-
ternehmen etwa zu Barrierefreiheit und 
Lohnzuschüssen • Bessere Chancen für 
Menschen mit Behinderungen auf dem 
Arbeitsmarkt

Nationale Gesetzgebungshoheit im Sozial-
recht • Bezugsdauer von Arbeitslosen-
geld I in Abhängigkeit von der Dauer der 
Vorbeschäftigung • Beitragssatz in der 
Arbeitslosenversicherung senken • „Ak-
tivierende Grundsicherung“ statt Hartz IV 
• Bonussystem für Arbeitgeber, die mehr 
Arbeitsplätze für Menschen mit Be hin-
derung schaffen 
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Wahlfreiheit bei Altersvorsorge für Selbst-
ständige • „Enkelfitte“ Rente durch Mo-
dernisierung des Altersvorsorgesystems 
nach Baukastenprinzip, nachhaltig finan-
zierbar gestalten und kapitalgedeckten 
Teil stärken • Gesetzliche Aktienrente 
und Basisrente einführen • Betriebliche 
Altersversorgung verbessern • „Alters-
vorsorge-Depots“ einführen • Nachhol-
faktor in der Rentenanpassungsformel 
reaktivieren • „Fairness“ für Selbststän-
dige durch Abbau von Ungleichbehand-
lungen, z. B. durch Anpassung von Bei-
trägen für die gesetzliche Krankenver - 
sicherung an tatsächliche Einnahmen • 
„Schuldenbremse 2.0“ für die Sozial-
versicherungen • Vorfälligkeit bei Abfüh-
rung von Sozialversicherungsbeiträgen 
rückgängig machen

Alle Erwerbstätigen, auch Freiberufler, 
Selbstständige, Beamte und Abgeord-
nete, in die gesetzliche Rentenversiche-
rung einbeziehen • „Solidarische Mindest-
rente“ von 1.200 Euro für Geringverdiener 
• Überwiegend von den Arbeitgebern fi-
nanzierte betriebliche Altersversorgung 
(als betriebliche Sozialleistung) • Mehr 
Kinderkrankentage, dann auch für Solo- 
Selbstständige und Freiberufler • Ver-
bindliches Entgeltgleichheitsgesetz • 
Künstlersozialkasse für weitere Berufs-
gruppen öffnen, Bundeszuschuss erhöhen

In erstem Schritt hin zu verpflichtender 
Bürgerversicherung Selbstständige ohne 
obligatorische Absicherung, z. B. in be-
rufsständischen Versorgungswerken, und 
Abgeordnete in gesetzliche Rentenver-
sicherung einbeziehen • Arbeitgeber-
finanzierte Mindestbeitragsbemessungs-
grundlage für Rentenbeitrag • Reine 
Beitragsgarantie bei betrieblicher Alters-
vorsorge für kleine Unternehmen einfüh-
ren • Riester-Rente durch einen öffentlich 
verwalteten „Bürgerfonds“ mit Opt-out 
ersetzen, der Standard für betriebliche 
Altersvorsorge ist • „Effektives“ Entgelt-
gleichheitsgesetz • Künstlersozialkasse 
stärken

Steuerfinanzierte Sozialleistungen als 
„Liberales Bürgergeld“ zusammenfassen 
• Zwei-Säulen-System bei der Einwan-
derung auf dem Arbeitsmarkt: (1) „Blue 
Card“ mit Arbeitsplatzangebot auch für 
nicht akademische Fachkräfte öffnen,  
(2) „Chancenkarte“ für Punktesystem 
nach kanadischem Vorbild für Fachkräfte 
auch ohne Arbeitsplatzangebot zur Ar-
beits suche, bundesweite Anerkennungs-
stelle für beide Säulen einrichten 

Solo-Selbstständige und Freiberufler in 
Arbeitslosenversicherung („Arbeitslosen-
geld Plus“) einbeziehen • Bedarfsdecken-
 de und sanktionsfreie individuelle Min-
destsicherung i. H. v. 1.200 Euro • 
Mini- und Midi-Jobs in sozialversiche-
rungspflichtige Arbeitsverhältnisse über-
führen • Ge setzliche Höchstarbeitszeit 
auf maximal 40 Stunden pro Woche be-
grenzen • „Bessere“ Anerkennung der 
Qualifika tionen und Abschlüsse von Nicht-
EU-Bürgern

Arbeitslosenversicherung zu „Arbeitsver-
sicherung“ umbauen, für Selbstständige 
Zugang zur freiwilligen Arbeitslosenver-
sicherung vereinfachen und Anspruch auf 
Arbeitslosengeld I sowie Kurzarbeitergeld 
in besonderen Notsituationen vorsehen 
• Auf Basis des jährlichen Arbeitskräfte-
bedarfs punktebasierte „Talentkarte“ 
einführen • Voraussetzungen für unbe-
fristete Aufenthaltserlaubnis und Aner-
kennung von im Ausland erworbenen 
Berufsqualifikationen erleichtern
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Steuern Einkommensteuertarif regelmäßig an all-
gemeine Preisentwicklung anpassen • 
Solidaritätszuschlag schrittweise für alle 
abschaffen • Unternehmenssteuerlast bei 
Rechtsformneutralität bei 25 % deckeln • 
Steuerliche Verlustverrechnung und  
Abschreibungsregeln verbessern • Erb-
schaftsteuer nicht erhöhen • Steuerliche 
Forschungszulage ausbauen • „Verläss-
liche“ Finanzierungsquellen für Kommunen

Einkommensteuer: Kleine und mittlere 
Einkommen besserstellen, Aufschlag von 
3 Prozentpunkten ab 250.000 Euro/ 
500.000 Euro • Verbliebener Solida ri täts-
 zuschlag bleibt • Vermögensteuer von 1 % 
für „sehr hohe“ Einkommen, Grundlage 
von Betrieben „verschonen“ • Erbschaft-
steuer: Mit Mindestbesteuerung „Über-
privilegierung“ großer Betriebsvermögen 
abschaffen und Mindestbesteuerung für 
vermögenshaltende Familienstiftungen 

Steuersystem mit weniger Steuerarten • 
Solidaritätszuschlag vollständig abschaf-
fen • Erbschaft- und Schenkungssteuer 
streichen • Gewerbesteuer abschaffen 

Gründungen	&	
Nachfolge	

„Bürokratiefreies“ Jahr nach Gründung • 
Mit „Innovationsfreiheitsgesetz“ wissens-
intensive Gründungen und Ausgründun-
gen erleichtern • 2022 als Startschuss 
für ein „Modernisierungsjahrzehnt“ zum 
„Deutschen Gründerjahr“ machen • 
Mehr Frauen zu Gründungen ermutigen • 
Unternehmensgründungen innerhalb von  
24 Stunden online ermöglichen • Einfa-
che Regelungen für Nachfolge im Betrieb, 
Betriebsnutzungsgenehmigungen erleich-
tern und Weiternutzung von Kundendaten 
nach Betriebsübernahme vereinfachen 

Organisatorische Unterstützung wie etwa 
One-Stop-Agenturen für Gründer • Kultur 
der „zweiten Chance” auch im Insolvenz-
recht verankern • Mit eigenen Program-
men Existenzgründungen von Frauen und 
in der Fläche gezielt fördern • Nationale 
Strategie für die Förderung gemeinwohl-
orientierter Unternehmen und sozialer 
Innovationen entwickeln

./.

Hinweis: „Das CSU-Programm.  

Gut für Bayern. Gut für Deutschland.“  

wurde nicht berücksichtigt.
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Einkommensteuer: Spitzensteuersatz ab 
90.000 Euro, Tarif „auf Rädern“ • Soli-
daritätszuschlag komplett abschaffen • 
Unternehmenssteuerlast auf 25 % senken 
• Erbschaftsteuer nicht verschärfen • 
Bagatell- und Lenkungssteuern abschaf-
fen • Abschreibungsbedingungen verbes-
sern • EU-einheitliche Bemessungsgrund-
lage für Körperschaftsteuer • Negative 
Gewinnsteuer in Wirtschaftskrisen • Fi-
nanzierung der Kommunen auf neue 
Grundlage stellen, etwa durch kommuna-
len Zuschlag mit eigenem Hebesatzrecht 
auf die Körperschaftsteuer und auf die 
zuvor abgesenkte Einkommensteuer so-
wie einen höheren Anteil der Kommunen 
an der Umsatzsteuer

Einkommensteuer: 14.400 Euro im Jahr 
steuerfrei, Spitzensteuersatz von 53 % ab 
70.000 Euro, „Reichensteuer“ von 60 % 
ab 260.533 Euro und 72 % ab 1 Million 
Euro • Einkommen aus Kapitalerträgen 
versteuern wie alle Einkommen • Soli-
daritätszuschlag für hohe Einkommen 
erhalten • Vermögensteuer: Progressiver 
Tarif zwischen 1 und 5 %, Freibetrag für 
Privatvermögen von 1 Million Euro, Frei-
betrag für Betriebsvermögen von 5 Mil lio-
nen Euro, Altersvorsorge ausgenommen 
• Vermögensabgabe für Nettovermögen 
über 2 Millionen Euro, Freibetrag für Be-
triebsvermögen von 5 Millionen Euro • 
Erbschaftsteuer: Keine „Privilegien“ mehr 
für Betriebsvermögen bei Erbschaften 
und Schenkungen, Steuer auf hohe Erb-
schaften erhöhen • Körperschaftsteuer 
auf 25 % erhöhen • Europaweite und 
globale Mindestsätze für Unternehmens-
steuern • Gewerbesteuer in „Gemeinde-
wirtschaftsteuer“ umwandeln, Freiberufler 
einbeziehen, Bemessungsgrundlage aus-
weiten auf Pachten, Mieten, Leasingraten 
und Lizenzgebühren, Freibetrag auf 
30.000 Euro anheben und bei Einkom-
mensteuer berücksichtigen

Einkommensteuer: Grundfreibetrag er-
höhen, Spitzensteuersatz von 45 % ab 
100.000/200.000 Euro, 48 % ab 
250.000/500.000 Euro • Kapitalerträge 
mit Sparerfreibetrag mit individuellem 
Steuersatz veranlagen • Vermögen-
steuer für die Länder: 1 % ab 2 Millionen 
Euro, dabei Betriebsvermögen im „verfas-
sungsrechtlich erlaubten und wirtschaft-
lich gebotenen“ Umfang begünstigen • 
Nach Corona v. a. für KMU u. a. steuer-
lichen Verlustrücktrag ausdehnen und 
zeitlich begrenzte Abschreibungsbedin-
gungen einführen • Mittelfristig Finanzie-
rung der Kommunen grundsätzlich neu 
ordnen

Gründungszuschuss in allen Lebenslagen, 
einzige Voraussetzung ist tragfähiges 
Existenzgründungskonzept, Pauschale 
von 300 Euro für maximal 15 Monate zur 
freiwilligen sozialen Absicherung • 
Frauen gezielt unterstützen

./. Einmaliges „Gründungskapital“ bis 25.000 
Euro • Zentrale Anlaufstelle für Gründer 
mit Information, Beratung und Anmeldung 
• In den ersten zwei Jahren weitgehende 
Befreiung von Melde- und Berichtspflich-
ten • Sozial-ökologische Kriterien stärker 
in bestehende Gründungsfinanzierung in-
tegrieren • „Gründungswelle“ auch von am 
Gemeinwohl orientierten Unternehmen • 
Förderprogramme für Hightech-Start-ups, 
Gründungszentren und Entrepreneurship- 
Ausbildungen vorantreiben • Mittelfristig 
Gründungs- und Gesellschaftsrecht in-
nerhalb des Europäischen Wirtschafts-
raums vereinheitlichen • Innovationsbegriff 
in Programmen zur Existenzgründungs-
förderung erweitern, sodass auch die 
Kultur- und Kreativwirtschaft profitiert • 
Gründungen aus Phasen der Arbeitslosig-
keit besser fördern • Programme der 
„klassischen“ Gründungs- und Innovations-
finanzierung ausweiten • Mehr kommunale 
Investitionen in Gründungsinfrastruktur  
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